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KRIEG & FRIEDENDeutschland verf¿gt ¿ber 
eine neue unbekann-
te Heimatarmee. 441 
Kommandos aus jeweils 
zwºlf stªndig einsetzba-
ren Reservisten sind in 
sªmtlichen kreisfreien 
Stªdten, Landkreisen und 
Regierungsbezirken einge-
richtet worden. Sie stehen 
unter dem Kommando der 
Bundeswehrf¿hrung und 
haben kurzfristig Zugriff 
auf weitere rund 80.000 
bis 100.000 speziell aus-
gebildete Reservisten. 
Eingebunden in die zivilen 
Katastrophenschutzstªbe, 
erhalten sie Einsicht in 
die Bereitschaftsstªnde 
von zivilen Behºrden, 
Polizei, technischem 
Hilfswerk und Feuerwehr. 
Sie sollen vor allem den 
Katastrophenschutz ver-
bessern. (1) 

Doch was ist auÇerdem ihre 
Aufgabe? Und wie kam es zu die-
ser zusªtzlichen Armee mit einer 
Truppenstªrke von ca. 5300 Mªnnern 
und Frauen ï plus X? 

Am 17. Februar 2005 wurde des 
Nachts vom Bundestag das Gesetz 
¿ber die Neuordnung der Reserve der 
Streitkrªfte und zur Rechtsbereinigung 
des Wehrpþichtgesetzes beschlos-
sen. Ohne m¿ndliche Aussprache 
ï und fast ohne Berichterstattung der 
Medien. Der Kern des Gesetzes ist die 
Anhebung des Alters auf 60 Jahre, bis 
zu dem Zeitsoldaten als Reservisten 
zu Einsªtzen mobilisiert werden 
kºnnen, die sich dazu bereit erklªr-
ten. Reservistinnen und Reservisten 
sollen in den Umbau ï man sagt hier 
Transformation ï der Bundeswehr 
von einer Verteidigungsarmee 
zu einer weltweit agierenden 
Interventionsarmee aktiv einbezo-
gen werden. Mit Ä 6c des Gesetzes 
wird der Einsatz der Bundeswehr 
im Inneren der Bundesrepublik 
Deutschland geregelt. Er weist 
Reservistinnen und Reservisten ent-
sprechende Aufgaben zu. (2) 

ăIn der Flªche der 
Republik neu aufge-
stelltò

¦ber zwei Jahre spªter mel-
det die Bundeswehrzeitschrift Y: 
ĂSeit Jahresbeginn stellt sich die 
Bundeswehr in der Flªche der 
Republik neu auf.ñ Sie zitiert Minister 
Franz Josef Jung: ĂDie þªchendecken-
de Einf¿hrung der Zivil-Militªrischen 
Zusammenarbeit im Inland stellt 
sicher, dass die Bundeswehr in 
unsrer Heimat jederzeit und an je-
dem Ort unseres Landes Hilfe und 
Unterst¿tzung leisten kann.ñ (3) 
Jung sagte weiter: ĂReservistinnen 
und Reservisten bleiben integraler 
Bestandteil der Bundeswehr.ñ Sie 
seien, so im Kommentar von Y wei-
ter, vor allem auch als Mittler zur 
Gesellschaft gefordert. ĂDie gemein-
same Anstrengung gegen das āfreund-
liche Desinteresseô der Gesellschaft ist 
eine wichtige gesellschaftspolitische 
Aufgabe f¿r die Reservistinnen und 
Reservisten der Bundeswehrñ, erklªrt 
Generalleutnant Johann-Georg Dora, 
Stellvertreter des Generalinspekteurs, 
zustªndig f¿r Reservistenangelegenhe
iten, so auch die werbende Tªtigkeit 
der neuen Armee erlªuternd. 

Bereits im WeiÇbuch 2006 der 
Bundeswehr wird die vielfªltige und 
groÇe Bedeutung der Reservistinnen 
und Reservisten hervorgehoben: 
ĂSie leisten vor allem bei den be-
sonderen Auslandsverwendungen 
auf freiwilliger Basis einen unver-
zichtbaren Dienst. Sie haben durch 
ihren Einsatz maÇgeblich Anteil da-
ran, dass die Bundeswehr weithin 
hohes Ansehen genieÇt und sich auf 
eine breite Unterst¿tzung durch die 
Gesellschaft verlassen kann. (é) Die 
Bundeswehr kann ihre Reservistinnen 

und Reservisten ohne R¿ckgriff auf 
MobilisierungsmaÇnahmen im ge-
samten Aufgabenspektrum nutzen. 
Der personelle Ergªnzungsumfang 
der Streitkrªfte belªuft sich auf 80.000 
bis 100.000 Reservistinnen und 
Reservisten.ñ (4) Schªtzungsweise 
800.000 Reservistinnen und 
Reservisten stehen bereit, sobald der 
Ergªnzungsumfang der Bundeswehr 
vergrºÇert ist.

Die Zivil-Militªrische Zusammen-
arbeit (ZMZ) gliedert sich in ZMZ 
Inneres und ZMZ  uÇeres. Den 
ªuÇeren wie inneren Bereich von 
ZMZ ber¿hrt die Abwehr der 
Fl¿chtlinge. Vieldeutig heiÇt es im 
WeiÇbuch 2006 der Bundeswehr: 
ĂDie innenpolitischen Folgen un-
kontrollierter Migration als Folge 
von Fl¿chtlingsbewegungen sind 

Eine fast 
geheime Armee
Der Aufbau einer Truppe gegen 
den ăinneren Feindò ist weit 
fortgeschritten

B¿ndnis gegen den 
Kieler Trialog

In der letzten Ausgabe des Gegenwindes wurde der 
Aufruf eines Initiativkreises zur Gr¿ndung eines antimili-
taristischen B¿ndnisses gegen den Kieler Trialog verºffent-
licht. Unter reger Beteiligung hat sich dieses B¿ndnis mitt-
lerweile tatsªchlich konstituiert. Ein Folgetreffen ýndet am

Dienstag, den 19. Januar 2010

statt. Der Ort steht noch nicht fest, kann aber ab Anfang 
Januar folgender Internet-Seite entnommen werden:
Å kein-trialog.so36.net

oder per Email
Å kein-trialog@so36.net

angefragt werden. Auch das Protokoll wird auf die 
Internet-Seite eingestellt.
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ein wachsendes Problem der eu-
ropªischen Gesellschaften, deren 
Integrationsfªhigkeit durch Strºme 
von B¿rgerkriegsþ¿chtlingen, Umwelt-
þ¿chtlingen, Armuts- und Wirtschafts-
migranten ¿berfordert werden kann.ñ 
(5) 

Von verschiedenen Hilfsorganisa-
tionen wurde bereits Kritik an dem 
Konzept der Zivil-Militªrischen 
Zusammenarbeit geªuÇert, insbeson-
dere in Bezug auf Auslandseinsªtze. 
(6) Die Zusammenfassung dieser 
Kritik besteht in folgendem: Den 
Verfechtern dieses Konzepts wird vor-
geworfen, der Zusammenarbeit durch 
die zivile Komponente eine humani-
tªre Note geben zu wollen und damit 
den Krieg zu verharmlosen. Einer der 
Hauptkritikpunkte an ZMZ  uÇeres 
besteht darin, dass sich das Risiko 
f¿r die zivilen Krªfte erhºht, Ziel von 
gewalttªtigen Aktionen zu werden, 
da sie vor allem f¿r die Bevºlkerung 
vor Ort oft nur schwer von den mili-
tªrischen Akteuren zu unterscheiden 
sind und somit als potentielle Feinde 
wahrgenommen werden. AuÇerdem 
wird durch die Zusammenarbeit von 
zivilen mit militªrischen Akteuren 
die Neutralitªt der zivilen Helfer und 
Helferinnen in Frage gestellt, sodass 
diese mºglicherweise in den Konþikt 
mit einbezogen werden. Oft besteht 
die Aufgabe ziviler Organisationen 
unter anderem darin, als Vermittler 
zwischen den Konþiktparteien zu 
agieren, wof¿r eine neutrale Haltung 
nat¿rlich unverzichtbar ist. Zudem 

besteht die Gefahr, dass zivile 
Akteure in ihrer Forderung nach 
Gewaltfreiheit nicht mehr ernst 
genommen werden, wenn sie sich 
selber auf den Schutz des Militªrs 
verlassen und mit ihm kooperie-

ren. Des weiteren haben zivile nicht-
staatliche Akteure eine Verantwortung 
gegen¿ber ihren Mitgliedern und 
Spendern sowie ihren meist huma-
nitªren Zielen. Vor allem bei einem 
unrechtmªÇigen Handeln des Militªrs 
m¿ssen sie sich daher deutlich von 
diesem distanzieren. 

Ein weiterer Kritikpunkt er-
gibt sich aus der Finanzierung von 
ZMZ-Einsªtzen: Diese werden teil-
weise vom Auswªrtigen Amt und 
dem Bundesministerium f¿r wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, nationalen und inter-
nationalen Organisationen sowie 
Privatpersonen ýnanziert. Somit 
þieÇt diesen Einsªtzen und damit 
auch dem Militªr Geld zu, das an-
sonsten f¿r zivile Organisationen 
oder f¿r den Einsatz von zivilen 
Friedensfachkrªften verwendet wer-
den kºnnte.

Es begann beim G8-
Gipfel 2007

In diesem Beitrag soll der bis-
her unterentwickelten Kritik an der 
ZMZ Inneres Raum gegeben werden. 
In grºÇerem Umfang wurde sie be-
kannt beim Einsatz bei sogenannten 
GroÇereignissen wie dem G8-Gipfel 
2007 in Heiligendamm und dem 
Nato-Gipfel im Fr¿hjahr 2009 in Kehl 
und StraÇburg. In einer Antwort der 
Bundesregierung an den Bundestag 
schlieÇt das Bundesverteidigungs-
ministerium nicht aus, dass die ZMZ-
Kommandos bei Demonstrationen 
zum Einsatz kommen. Dies obliege 
allein den Landesbehºrden. Selbst 
der Militªreinsatz anlªsslich von 
Streiks im Transport-, Energie- oder 
Gesundheitswesen sowie bei der 
M¿llabfuhr wird nicht ausgeschlos-
sen ï eine Entscheidung dar¿ber sei 
Ădem jeweiligen Einzelfall vorbehal-
tenñ. (7)

Die Bundestagsabgeordnete der 
Partei èDie Linkeç Ulla Jelpke dazu: 
ĂDie Bundesregierung hªlt sich damit 
alle Optionen f¿r den Militªreinsatz im 
Inneren offen. Die ZMZ-Kommandos 
wirken gleichsam als militªrische 
Vorauskommandos, die schleichend 
in die zivilen Verwaltungsstrukturen 
einsickern. Das Konzept der ZMZ 
lªuft damit letzten Endes auf einen of-
fenen Verfassungsbruch hinaus.ñ 

Die Bundeswehr kommt uns so-
mit durch die Hintert¿r und auf lei-
sen Sohlen zum Einsatz im Innern. 
Ein Heimatschutz nach amerikani-
schem Vorbild wird aufgebaut und 

den zivilen Behºrden in Stadt und 
Land Ăzur Seite gestelltñ. Im Artikel 
35 des Grundgesetzes ist f¿r den 
Einsatz der Bundeswehr im Innern 
nur vorgesehen: ĂHilfe bei einer 
Naturkatastrophe oder bei einem be-
sonders schweren Ungl¿cksfallñ. (8) 
Von Hilfe bei Polizeiaufgaben und 
ĂGroÇereignissenñ ist da nicht die 
Rede. Dennoch wird mit dem schwam-
migen Begriff ĂTerroranschlªgeñ ge-
arbeitet, der die Reservisten zu Hause 
zur Waffe greifen lassen soll. (9) 

Der Gegner ist der 
ăTerroristò

Die aktuellen Verteidigungs-
politischen Richtlinien besagen: 
ĂZum Schutz Deutschlands und sei-
ner B¿rgerinnen und B¿rger leistet 
die Bundeswehr k¿nftig einen bedeu-
tenden, zahlreiche neue Teilaufgaben 
umfassenden und damit deutlich ver-
ªnderten Beitrag im Rahmen einer 
nationalen Sicherheitskonzeption. 
(é) Zum Schutz der Bevºlkerung und 
der lebenswichtigen Infrastruktur des 
Landes vor terroristischen und asym-
metrischen Bedrohungen wird die 
Bundeswehr Krªfte und Mittel entspre-
chend dem Risiko bereithalten. Auch 
wenn dies vorrangig eine Aufgabe 
f¿r Krªfte der inneren Sicherheit ist, 
werden die Streitkrªfte im Rahmen 
der geltenden Gesetze immer dann 
zur Verf¿gung stehen, wenn nur sie 
¿ber die erforderlichen Fªhigkeiten 
verf¿gen oder wenn der Schutz der 
B¿rgerinnen und B¿rger sowie kri-
tischer Infrastruktur nur durch die 
Bundeswehr gewªhrleistet werden 
kann. Grundwehrdienstleistende und 
Reservisten kommen dabei in ihrer 
klassischen Rolle, dem Schutz ihres 
Landes und ihrer Mitb¿rgerinnen und 
Mitb¿rger, zum Einsatz.ñ (10)

Auf einer Tagung von Bankern, 
Industriellen und Ofýzieren zur 
Fºrderung der gemeinsamen 
Interessen, genannt Celler Trialog, 
fasste Minister Jung diesen um-
stªndlichen Satz so zusammen: Es 
m¿sse Ămºglich sein, Krªfte und 
Mittel der Bundeswehr dann zum 
Schutz der deutschen Bevºlkerung 
einzusetzen, wenn die Mittel der 
Polizei ausgeschºpftñ seien. (11) Die 
Voraussetzungen daf¿r seien durch die 
Zivil-Militªrische-Zusammenarbeit 
(ZMZ) geschaffen. Sie wird durch 
Reservisten unter F¿hrung von 5.300 
de facto hauptamtlichen Dienstposten 
(12) erledigt.

Die Bundeswehr hat im Laufe ih-
res Bestehens nahezu 9 Millionen 
Reservisten in die Gesellschaft ent-
lassen. Diese konnten bisher aber nur 
im Spannungs- und Verteidigungsfall 
einberufen werden oder auf mehr 
oder weniger freiwilliger Basis zu 
Reserve¿bungen geholt werden. 
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